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Gesetz 
vom 22. Oktober 2003 

über die Abänderung des Strafgesetzbuches 
(StGB) 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Strafgesetzbuch (StGB) vom 24. Juni 1987, LGBl. 1988 Nr. 37, in 
der Fassung des Gesetzes vom 25. Oktober 2000, LGBl. 2000 Nr. 256, 
wird wie folgt abgeändert: 

§ 20 Abs. 3 

3) Zur Zahlung eines Geldbetrages, den das Gericht in Höhe der ein-
getretenen Bereicherung nach seiner Überzeugung festsetzt, ist der Täter 
zu verurteilen, dem im zeitlichen Zusammenhang mit seiner Mitglied-
schaft in einer kriminellen Organisation (§ 278a) oder einer terroristischen 
Vereinigung (§ 278b) Vermögensvorteile zugeflossen sind, bei denen die 
Annahme nahe liegt, dass sie aus strafbaren Handlungen stammen, und 
deren rechtmässige Herkunft nicht glaubhaft gemacht werden kann. 
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§ 20b Abs. 1 

1) Vermögenswerte, die der Verfügungsmacht einer kriminellen Or-
ganisation (§ 278a) oder einer terroristischen Vereinigung (§ 278b) unter-
liegen oder als Mittel der Terrorismusfinanzierung (§ 278d) bereitgestellt 
oder gesammelt wurden, sind für verfallen zu erklären. 

§ 20c Abs. 1 Ziff. 1 

1) Der Verfall ist ausgeschlossen, soweit 
1. an den betroffenen Vermögenswerten Rechtsansprüche von Personen 

bestehen, die an der strafbaren Handlung, an der kriminellen Organi-
sation oder an der terroristischen Vereinigung nicht beteiligt sind, oder 

§ 64 Abs. 1 Ziff. 9, 10 und 11 

1) Die liechtensteinischen Strafgesetze gelten unabhängig von den Straf-
gesetzen des Tatorts für folgende im Ausland begangene Taten: 
9. Beteiligung (§ 12) an einer strafbaren Handlung, die der unmittelbare 

Täter im Inland begangen hat, sowie Hehlerei (§ 164) und Geldwä-
scherei (§ 165) in Bezug auf eine im Inland begangene (Vor-)Tat; 

10. terroristische Vereinigung (§ 278b) und terroristische Straftaten 
(§ 278c) sowie damit im Zusammenhang begangene strafbare Hand-
lungen nach den §§ 128 bis 131, 144 und 145 sowie 223 und 224, 
wenn 
a) der Täter zur Zeit der Tat liechtensteinischer Staatsangehöriger 

war oder wenn er die liechtensteinische Staatsangehörigkeit später 
erworben hat und zur Zeit der Einleitung des Strafverfahrens 
noch besitzt, 

b) der Täter seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im In-
land hat, 

c) die Tat zu Gunsten einer juristischen Person mit Sitz in Liech-
tenstein begangen wurde, 

d) die Tat gegen den Landesfürsten, den Landtag, die Regierung, ein 
Gericht oder sonst eine Behörde oder gegen die Bevölkerung des 
Fürstentums Liechtenstein begangen wurde, 

e) der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war, sich in Liechtenstein 
aufhält und nicht ausgeliefert werden kann; 
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11. Terrorismusfinanzierung (§ 278d), wenn 
a) der Täter zur Zeit der Tat liechtensteinischer Staatsangehöriger 

war oder wenn er die liechtensteinische Staatsangehörigkeit später 
erworben hat und zur Zeit der Einleitung des Strafverfahrens noch 
besitzt oder 

b) der Täter zur Zeit der Tat Ausländer war, sich in Liechtenstein 
aufhält und nicht ausgeliefert werden kann. 

§ 165 Abs. 1, 2 und 6 

1) Wer Vermögensbestandteile, die aus einem Verbrechen, einem Ver-
gehen nach § 278d oder nach den §§ 304 bis 308 oder einem Vergehen 
nach dem Betäubungsmittelgesetz herrühren, verbirgt oder ihre Herkunft 
verschleiert, insbesondere indem er im Rechtsverkehr über den Ursprung 
oder die wahre Beschaffenheit dieser Vermögensbestandteile, das Eigen-
tum oder sonstige Rechte an ihnen, die Verfügungsbefugnisse über sie, 
ihre Übertragung oder darüber, wo sie sich befinden, falsche Angaben 
macht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 
360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2) Wer Vermögensbestandteile, die aus einem Verbrechen, einem Ver-
gehen nach § 278d oder nach den §§ 304 bis 308 oder einem Vergehen 
nach dem Betäubungsmittelgesetz eines anderen herrühren, an sich bringt, 
in Verwahrung nimmt, sei es, um diese Vermögensbestandteile lediglich 
zu verwahren, diese anzulegen oder zu verwalten, solche Vermögensbe-
standteile umwandelt, verwertet oder einem Dritten überträgt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tages-
sätzen zu bestrafen. 

6) Wer Bestandteile des Vermögens einer kriminellen Organisation 
(§ 278a) oder einer terroristischen Vereinigung (§ 278b) in deren Auftrag 
oder Interesse an sich bringt, in Verwahrung nimmt, sei es, um diese Ver-
mögensbestandteile lediglich zu verwahren, diese anzulegen oder zu ver-
walten, solche Vermögensbestandteile umwandelt, verwertet oder einem 
Dritten überträgt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer die Tat in 
Bezug auf einen 75 000 Franken übersteigenden Wert begeht, mit Frei-
heitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 
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§ 278a Abs. 2 

2) Als Mitglied beteiligt sich an einer kriminellen Organisation, wer im 
Rahmen ihrer kriminellen Ausrichtung eine strafbare Handlung begeht 
oder sich an ihren Aktivitäten durch die Bereitstellung von Informationen 
oder auf andere Weise in dem Wissen beteiligt, dass er dadurch die krimi-
nelle Organisation oder deren strafbare Handlungen fördert. 

§ 278b 

Terroristische Vereinigung 

1) Wer eine terroristische Vereinigung (Abs. 3) anführt, ist mit Frei-
heitsstrafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren zu bestrafen. Wer eine terroris-
tische Vereinigung anführt, die sich auf die Drohung mit terroristischen 
Straftaten (§ 278c Abs. 1) beschränkt, ist mit Freiheitsstrafe von einem bis 
zu zehn Jahren zu bestrafen. 

2) Wer sich an einer terroristischen Vereinigung als Mitglied beteiligt 
(§ 278a Abs. 2) oder diese finanziell unterstützt, ist mit Freiheitsstrafe von 
einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

3) Eine terroristische Vereinigung ist ein auf längere Zeit angelegter Zu-
sammenschluss von mehr als zwei Personen, der darauf ausgerichtet ist, 
dass von einem oder mehreren Mitgliedern dieser Vereinigung eine oder 
mehrere terroristische Straftaten (§ 278c) ausgeführt werden. 

§ 278c 

Terroristische Straftaten 

1) Terroristische Straftaten sind 
1. Mord (§ 75), 
2. Körperverletzungen nach den §§ 84 bis 87, 
3. erpresserische Entführung (§ 102), 
4. schwere Nötigung (§ 106), 
5. gefährliche Drohung nach § 107 Abs. 2, 
6. schwere Sachbeschädigung (§ 126) und Datenbeschädigung (§ 126a), 

wenn dadurch eine Gefahr für das Leben eines anderen oder für 
fremdes Eigentum in grossem Ausmass entstehen kann, 
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7. vorsätzliche Gemeingefährdungsdelikte (§§ 169, 171, 173, 175, 176 
und 178 sowie Art. 34 des Kriegsmaterialgesetzes) oder vorsätzliche 
Gefährdung durch Verunreinigung der Gewässer oder der Luft 
(§ 180), 

8. Luftpiraterie (§ 185), 
9. vorsätzliche Gefährdung der Sicherheit der Luftfahrt (§ 186) oder 
10. eine nach Art. 20 des Waffengesetzes strafbare Handlung, 
wenn die Tat geeignet ist, eine schwere oder längere Zeit anhaltende Stö-
rung des öffentlichen Lebens oder eine schwere Schädigung des Wirt-
schaftslebens herbeizuführen, und mit dem Vorsatz begangen wird, die 
Bevölkerung auf schwerwiegende Weise einzuschüchtern, öffentliche Stel-
len oder eine internationale Organisation zu einer Handlung, Duldung 
oder Unterlassung zu nötigen oder die politischen, verfassungsrechtlichen, 
wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen eines Staates oder einer 
internationalen Organisation ernsthaft zu erschüttern oder zu zerstören. 

2) Wer eine terroristische Straftat im Sinne des Abs. 1 begeht, ist nach 
dem auf die dort genannte Tat anwendbaren Gesetz zu bestrafen, wobei 
das Höchstmass der jeweils angedrohten Strafe um die Hälfte, höchstens 
jedoch auf zwanzig Jahre, hinaufgesetzt wird. 

3) Die Tat gilt nicht als terroristische Straftat, wenn sie auf die Her-
stellung oder Wiederherstellung demokratischer und rechtsstaatlicher Ver-
hältnisse oder die Ausübung oder Wahrung von Menschenrechten ausge-
richtet ist. 

§ 278d 

Terrorismusfinanzierung 

1) Wer Vermögenswerte mit dem Vorsatz bereitstellt oder sammelt, 
dass sie, wenn auch nur zum Teil, zur Ausführung 
1. einer Luftpiraterie (§ 185) oder einer vorsätzlichen Gefährdung der 

Sicherheit der Luftfahrt (§ 186), 
2. einer erpresserischen Entführung (§ 102) oder einer Drohung damit, 
3. eines Angriffs auf Leib, Leben oder Freiheit einer völkerrechtlich ge-

schützten Person oder eines gewaltsamen Angriffs auf eine Wohnung, 
einen Dienstraum oder ein Beförderungsmittel einer solchen Person, 
der geeignet ist, Leib, Leben oder Freiheit dieser Person zu gefähr-
den, oder einer Drohung damit, 
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4. einer vorsätzlichen Gefährdung durch Kernenergie oder ionisierende 
Strahlen (§ 171), einer Drohung damit, einer strafbaren Handlung zur 
Erlangung von Kernmaterial oder radioaktiven Stoffen oder einer Dro-
hung mit der Begehung eines Diebstahls oder Raubes von Kernmate-
rial oder radioaktiven Stoffen, um einen anderen zu einer Handlung, 
Duldung oder Unterlassung zu nötigen, 

5. eines erheblichen Angriffs auf Leib oder Leben eines anderen auf einem 
Flughafen, der der internationalen Zivilluftfahrt dient, einer Zerstö-
rung oder erheblichen Beschädigung eines solchen Flughafens oder 
eines darauf befindlichen Luftfahrzeugs oder einer Unterbrechung 
der Dienste des Flughafens, sofern die Tat unter Verwendung einer 
Waffe oder sonstigen Vorrichtung begangen wird und geeignet ist, die 
Sicherheit auf dem Flughafen zu gefährden, 

6. einer strafbaren Handlung, die auf eine in den §§ 185 oder 186 geschil-
derte Weise gegen ein Schiff oder eine feste Plattform, gegen eine Per-
son, die sich an Bord eines Schiffes oder auf einer festen Plattform be-
findet, gegen die Ladung eines Schiffes oder eine Schifffahrtseinrich-
tung begangen wird, 

7. der Beförderung eines Sprengsatzes oder einer anderen tödlichen Vor-
richtung an einen öffentlichen Ort, zu einer staatlichen oder öffent-
lichen Einrichtung, einem öffentlichen Verkehrssystem oder einer Ver-
sorgungseinrichtung oder des Einsatzes solcher Mittel mit dem Ziel, 
den Tod oder eine schwere Körperverletzung eines anderen oder eine 
weitgehende Zerstörung des Ortes, der Einrichtung oder des Systems 
zu verursachen, sofern die Zerstörung geeignet ist, einen besonders 
grossen wirtschaftlichen Schaden herbeizuführen, 

8. einer strafbaren Handlung, die den Tod oder eine schwere Körperver-
letzung einer Zivilperson oder einer anderen Person, die in einem be-
waffneten Konflikt nicht aktiv an den Feindseligkeiten teilnimmt, her-
beiführen soll, wenn diese Handlung auf Grund ihres Wesens oder der 
Umstände darauf abzielt, eine Bevölkerungsgruppe einzuschüchtern 
oder eine Regierung oder eine internationale Organisation zu einem 
Tun oder Unterlassen zu nötigen, 

verwendet werden, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. Die Strafe darf jedoch nach Art und Mass nicht stren-
ger sein, als sie das Gesetz für die finanzierte Tat androht. 

2) Der Täter ist nach Abs. 1 nicht zu bestrafen, wenn die Tat nach einer 
anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist. 
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II. 

Übergangsbestimmung 

Die durch dieses Gesetz geänderten Strafbestimmungen sind in Straf-
sachen nicht anzuwenden, in denen vor ihrem Inkrafttreten das Urteil in 
erster Instanz gefällt worden ist. Nach Aufhebung eines solchen Urteils 
infolge eines ordentlichen Rechtsmittels oder eines anderen Rechtsbehelfes 
ist jedoch im Sinne der §§ 1 und 61 des Strafgesetzbuches vorzugehen. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Kundmachung in Kraft. 

gez. Hans-Adam 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


